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§26

(1) Das Gericht setzt die Vollstreckung des Restes 
einer zeitigen Freiheitsstrafe zur Bewährung aus, 
wenn

1. zwei Drittel der verhängten Strafe, mindestens 
jedoch zwei Monate, verbüßt sind,

2. verantwortet werden kann zu erproben, ob der 
Verurteilte außerhalb des Strafvollzugs keine Straf­
taten mehr begehen wird, und

3. der Verurteilte einwilligt.
Bei der Entscheidung sind namentlich die Persön­

lichkeit des Verurteilten, sein Vorleben, die Um­
stände seiner Tat, sein Verhalten im Vollzug, seine 
Lebensverhältnisse und die Wirkungen zu berücksich­
tigen, die von der Aussetzung für ihn zu erwarten 
sind.

(2) Schon nach Verbüßung der Hälfte einer zeitigen 
Freiheitsstrafe kann das Gericht die Vollstreckung 
des Restes zur Bewährung aussetzen, wenn

1. mindestens ein Jahr der Freiheitsstrafe verbüßt 
ist,

2. besondere Umstände in der Tat und in der Per­
sönlichkeit des Verurteilten vorliegen und

3. die übrigen Voraussetzungen des Absatzes 1 er­
füllt sind.

(3) Die §§ 24 bis 25 sowie § 25a Abs. 1 Satz 1, 2, 
Abs. 2 gelten entsprechend; die Bewährungszeit darf, 
auch wenn sie nachträglich verkürzt wird, die Dauer 
des Strafrestes nicht unterschreiten. Hat der Verur­
teilte mindestens ein Jahr seiner Strafe verbüßt, be­
vor deren Rest zur Bewährung ausgesetzt wird, so 
unterstellt ihn das Gericht in der Regel für die Dauer 
der Bewährungszeit der Aufsicht und Leitung eines 
Bewährungshelfers.

4. Abschnitt \
Strafen mit Freiheitsentzug /

§45
Strafaussetzung auf Bewährung 

(1) Das Gericht setzt den Vollzug einer zeitigen 
Freiheitsstrafe unter Auferlegung einer Bewährungs­
zeit von einem Jahr bis zu fünf Jahren mit dem Ziel 
des Straferlasses aus, wenn unter Berücksichtigung 
der Umstände der Straftat, der Persönlichkeit des 
Verurteilten sowie seiner positiven Entwicklung, ins­
besondere seiner Disziplin und seiner Arbeitsleistun­
gen, der Zweck der Freiheitsstrafe erreicht ist.

STRAFPROZESSORDNUNG 
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§349

Strafaussetzung auf Bewährung 
(2) Beträgt die Freiheitsstrafe mehr als sechs Jahre, 

darf eine Aussetzung des Strafvollzuges erst erfolgen, 
wenn mindestens die Hälfte der Strafe verbüßt ist.

(2) Kollektive der Werktätigen können die Bürg­
schaft für Verurteilte übernehmen. Sie haben das 
Recht, dem Gericht vorzuschlagen, den Vollzug einer 
erkannten Freiheitsstrafe bedingt auszusetzen und 
die Verpflichtung zu übernehmen, die weitere Erzie­
hung des Verurteilten zu gewährleisten. Ausnahms­
weise können auch einzelne, zur Erziehung des Ver­
urteilten befähigte und geeignete Bürger die Bürg­
schaft übernehmen.

(3) Zur Erhöhung der erzieherischen Wirkung der 
Strafaussetzung auf Bewährung kann das Gericht

1. ein Kollektiv der Werktätigen mit dessen Einver­
ständnis beauftragen, dem Verurteilten bei der Wie­
dereingliederung in das gesellschaftliche Leben, insbe­
sondere in das Arbeitsleben, und in seinem Bemühen 
um ein gesellschaftlich verantwortungsbewußtes Ver­
halten zu helfen und erzieherisch auf ihn einzu­
wirken;

2. den Verurteilten verpflichten, einen ihm zuzu­
weisenden Arbeitsplatz nicht zu wechseln und beson­
ders in seiner Arbeit zu zeigen, daß er die richtigen 
Lehren aus seiner Bestrafung gezogen hat (§ 34 gilt 
entsprechend);


